
- 46 - Erläuterung, 958. BR, 02.06.17

TOP 46: 

Verordnung über das Verfahren zur Auskunft über Kundendaten nach 
§ 112 des Telekommunikationsgesetzes (Kundendatenauskunftsver-
ordnung - KDAV) 

Drucksache: 283/17

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wurde mit § 112 Absatz 3 
des Telekommunikationsgesetzes (TKG) vom 22. Juni 2004 ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium des Innern, 
dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, dem Bundes-
ministerium der Finanzen, dem Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur und dem Bundesministerium der Verteidigung eine Rechtsverord-
nung für das automatisierte Auskunftsverfahren zu erarbeiten und mit Zustim-
mung des Bundesrates zu erlassen. 

Der Koalitionsausschuss hat sich am 13. April 2016 auf ein Maßnahmenpaket 
zur Terrorismusbekämpfung geeinigt und in diesem Rahmen nochmals die 
Erforderlichkeit der Schaffung der Rechtsverordnung nach § 112 Absatz 3 TKG 
verdeutlicht. Diese soll den Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden in den 
Bestandsdaten der Telekommunikationsgesellschaften die automatisierte Suche 
auch mit unvollständigen Namensbestandteilen sowie abweichenden Schreib-
weisen ermöglichen. Zudem soll aus Datenschutzgründen eine Höchstgrenze 
der gemeldeten Treffer festgesetzt werden. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Neben einer Änderung klarstellenden Inhalts des Rechtsausschusses empfehlen 
der federführende Wirtschaftsausschuss und der Ausschuss für Innere 
Angelegenheiten dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 
des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Nähere Einzelheiten ergeben sich aus BR-Drucksache 283/1/17.




